
lungen, wie verstrickt im Individualismus und damit 
im liberalistischen Kapitalismus.

In einer interessanten Untersuchung über die Straf
zumessung, die sich auf 45 Jahre Reichskriminal
statistik stützt, ist 1930 folgendes festgestellt worden: 
Der „Tarif der geschützten Rechtsgüter“, den der 
Gesetzgeber mit seinen verschiedenen Strafrahmen 
für die verschiedenen Delikte geschaffen hat — der 
Ausdruck „Tarif der geschützten Rechtsgüter“ stammt 
von Ihering — ist von der Strafrechtspraxis in den fast 
80 Jahren des Bestehens unseres Strafgesetzbuches 
völlig zerschlagen worden. Es kann beispielsweise 
keine Rede davon sein, daß das Mittel zwischen der 
Mindest- und der Höchststrafe von der Strafpraxis als 
Normalstrafe angesehen worden ist. Sonst hätte der 
Diebstahl im Durchschnitt mit 2'h Jahren Gefängnis 
bestraft werden müssen, — was nie der Fall war.

Die Spruchpraxis der Gerichte ist vielmehr ihre 
eigenen Wege gegangen. Sie'hatte die untere Straf
grenze vielfach fast zugleich als Höchstgrenze ange
sehen und die obere Strafgrenze so gut wie nie er
reicht. Weiter ist statistisch festzustellen, daß sich in 
der Praxis ein eigener „Tarif der geschützten Rechts
güter“ entwickelt hat. So sind in Deutschland inner
halb ihres Strafrahmens am strengsten bestraft wor
den die Sittlichkeitsdelikte aller Art. Ihnen folgen die 
Meineide, dann die Eigentums- und Vermögensdelikte 
(mit mittlerer Strenge), danach schon milder die Kör
perverletzungen und Beleidigungen und schließlich 
ausgesprochen lax die Delikte gegen den Staat und 
gegen die öffentliche Ordnung, — allerdings nur, so
weit nicht sozialistische und, nach 1918, kommu
nistische Motive hinter der Tat gesehen wurden.

Maßgebend für diese Gerichtspraxis waren die ge
sellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen An
schauungen der Berufsrichter und bis zu einem wesent
lichen Grad auch die der Schöffen und Geschworenen. 
Diese Anschauungen erwuchsen aus der wirtschaft
lichen Situation der damaligen Zeit und führten dazu, 
daß die Strafzumessung durchaus bewußt als Instru
ment der wirtschaftlich, gesellschaftlich und politisch 
herrschenden Schicht gehandhabt wurde.

Welche Gesichtspunkte müssen heute für die Straf
zumessung obenan stehen? Aus den einleitenden Dar
legungen dürfte sich ergeben, daß der Gedanke des 
Kollektivismus, also des Schutzes der Gesellschaft und 
des Schutzes ihrer Wirtschaft den Vorrang vor allem 
anderen hat. Eine harte Bestrafung der Delikte gegen 
die Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung hat aber 
nicht etwa deshalb zu erfolgen, weil die Staatsauto
rität sie als besonders strafwürdig bezeichnet. Viel
mehr muß sich der Richter selbst die Anschauung zu 
eigen machen, daß die Gesellschaft und ihre Wirt
schaft diesen Schutz verdienen und haben müssen. 
Die Wirtschaftsordnung befriedigt unsere elemen
tarsten Bedürfnisse nach Nahrung, Wohnung und 
Kleidung. Sie sichert damit unsere Existenz und 
schafft die Voraussetzungen für jede weitere Ent
wicklung. Aus der Überzeugung heraus, daß nur 
durch diese Wirtschaftsordnung das Leben lebens
wert gemacht und Gerechtigkeit und gesellschaftlicher 
Fortschritt gewährleistet werden können, muß der 
heutige Richter den Schutz dieser Wirtschaftsordnung 
vor den Schutz aller anderen Rechtsgüter stellen.

Diese neue, unseres Schutzes bedürftige Wirtschafts
ordnung offenbart sich besonders .in drei Erschei
nungsformen: im Volkseigentum, in der Eigenwirt
schaft der öffentlichen Hand und in der Planung und 
Lenkung der Gesamtwirtschaft durch die öffentliche 
Hand. Diese drei Erscheinungsformen sollen jetzt dar
gestellt werden.

II.
Volkseigentum

1. Der B e g r i f f :
Friedrich Engels hat in seinem Buche über den 

Ursprung der Familie, des Staates und des Privat
eigentums darauf hingewiesen, daß sich das Privat
eigentum auf Grund der Änderung der Produktions
verhältnisse aus dem Kollektiveigentum entwickelt 
hat. Beim Aufkommen der kapitalistischen Wirt
schaftsweise und des Individualismus war dieses 
Privateigentum, „ein gewaltiger Impuls für die Ent
faltung der menschlichen Fertigkeiten“, wie es Such 
kürzlich ausgedrückt hat1).

Im Laufe der Entwicklung ist daraus das kapitali
stische Privateigentum geworden, das § 903 BGB in 
Anlehnung an den code civil von 1803 definiert als 
„das Recht, nach Belieben mit der Sache zu verfahren 
und andere von jeder Einwirkung auszuschließen“, also 
auch die, die täglich mit der Sache als ihrem Produk
tionsmittel arbeiten.

Da dieses kapitalistische Privateigentum immer mehr 
in Widerspruch zu der gemeinschaftlichen Produktion 
geriet, suchte der Gesetzgeber den Begriff zu wan
deln und mutete dem Eigentümer immer mehr Ein
schränkungen, besonders öffentlich-rechtlicher Art, zu, 
so daß als das Kennzeichen des Eigentümers schließ
lich nur noch galt, daß ihm die letzte Entscheidung — 
nach allen anderen zur Entscheidung Berufenen und 
Befugten — über seine Sache zustand. Die Weimarer 
Verfassung hat diese Gemeinschaftsgebundenheit des 
Eigentümers mit den lapidaren Sätzen ausgedrückt: 

„Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich 
Dienst sein für das gemeine Beste.“

Nach 1945 aber ist ein neuer Eigentumsbegriff, das 
gebundene Eigentum entstanden. Der erste große 
Schritt zur Begründung dieses neuen Eigentums wurde 
mit der Bodenreform in der Ostzone getan. Das 
Bauernland, das einmal in den Bodenfonds gefallen 
ist, kann nicht mehr unter den Rechtsformen des 
bürgerlichen Gesetzbuches und der Grundbuchord
nung zu Eigentum übertragen, als Eigentum aufge
hoben oder getauscht werden. An ihm besteht ein 
Heimfallrecht, es fällt stets an den Bodenfonds zurück, 
wenn das Eigentum an ihm anders als durch Erbgang 
auf einen anderen übergehen soll. Nur durch Beschluß 
der Gemeindekommission, der der Bestätigung der 
Kreiskommission bedarf, kann das Eigentum auf einen 
neuen Erwerber übertragen werden. Der alte Eigen
tümer gibt das Land der Gemeindekommission zurück, 
und diese gibt es an den neuen Erwerber weiter. Wenn 
viele thüringischen Grundbuchämter in diesem Fall 
Auflassung verlangen, so ist das unrichtig2).

Durch die Bodenreform ist für einen erheblichen Teil 
unseres Bauernlandes eine neue Eigentumsart be
gründet worden: für die Person des Bauern und für 
seine Erben entsteht zwar Privateigentum, und zwar 
Untereigentum. Aber bei Aufgabe, Übertragung und 
auch bei Tausch (den Radloff nicht einbezieht) des 
Landes kommt das Obereigentum, das Kollektiveigen
tum der Gesellschaft, zum Vorschein.

Durch und durch kollektivistisches Eigentum aber, 
das in jeder Hinsicht gebunden ist, ist mit dem neuen 
Begriff des Volkseigentums entstanden. Auf Vorschlag 
der Deutschen Wirtschaftskommission hat es die 
SMAD in ihren Befehlen Nr. 64/48 und 76/48 ausge
staltet. Die kapitalistische Rechts- und Wirtschafts
auffassung behandelte mit ihrer Theorie vom Fiskus 
alles Eigentum der öffentlichen Hand rechtlich ebenso 
wie das Eigentum jedes privaten Eigentümers. In einem 
„Grundriß des Verwaltungsrechts“, der 1947 im Westen 
erschienen ist, steht wörtlich:

„Fabriken, Bergwerke, Heilquellen“ (im Eigen
tum des Staates) „sind Finanzvermögen, dessen 
Kennzeichen es ist, daß dafür ausschließlich 
Zivilrecht gilt.“

Hier scheiden sich von jetzt ab zwei Welten. Gleich 
einem Verfassungsspruch statuieren die neuen Be
stimmungen über das Volkseigentum seine Unantast
barkeit, seine Unverkäuflichkeit, seinen besonderen 
Schutz durch den Ausschuß zum Schutze des Volks
eigentums und der Länderbevollmächtigten und den 
Grundsatz seiner ständigen Festigung und Entwick
lung.

Dieser neue Begriff des Volkseigentums muß nach 
unserer neuen Konzeption ausgeprägt werden — ähn
lich wie sich das französische Recht jenen Begriff 
eines besonderen domaine public geschaffen hat, mit 
dem die öffentlichen Sachen völlig dem Privatrecht 
entzogen wurden und den Otto Maier vergeblich nach 
Deutschland zu verpflanzen versucht hatte.

Diese neue Konzeption des Volkseigentums spricht 
nicht vom Staatseigentum oder Landeseigentum. Sie 
will den Vorrang der Gesellschaft, weil sie die Ver
fügung der Gesellschaft über den Staat wünscht, der 
nur ein Organ des Volkes sein soll und dessen Ver
götterung durch Hegel, das Preußentum und den Fa-
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1) Vgl. Such, NJ 1948, S. 61. 2) Vgl. Radloff in NJ 1947, S. 85.


